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(Nr. 13205.) Geſetz über die Heranziehung Hilfsbedürftiger bei der Durchführung der öffentlichen Fürſorge. 
Vom 29. März 1927, ö = = 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel I. 


Die Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 17. April 1924 (Ge⸗ 
ſetzſamml. S. 210) in der Faſſung des Geſetzes vom 17. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 79) wird wie 
folgt geändert: 


1. An die Stelle des § 18 Abſ. 2 treten folgende Beſtimmungen: 


(2) Bei der Aufſtellung von Richtlinien und Richtſätzen für die übrige Fürſorge haben 
die Fürſorgeverbände einen Beirat zu hören. Dieſem müſſen 
1. Perſonen aus den Kreiſen der Hilfsbedürftigen oder Vertreter derſelben, insbeſondere 
ſolche ihrer Vereinigungen, 
2. Vertreter von Vereinen, die Hilfsbedürftige betreuen, angehören. 


(3) Die Berufung der Mitglieder erfolgt durch die Verwaltungsorgane der Fürſorge⸗ 
verbände. Der Vorſitzende des Verwaltungsorgans des Fürſorgeverbandes oder ein von 
ihm zu beſtellender Vertreter iſt Vorſitzender des Beirats. 


() Einem nach Abſ. 2 zu bildenden Beirat ſtehen nach den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen 
berufene ſtädtiſche Deputationen (Ausſchüſſe im Sinne des § 77 der revidierten Hannoverſchen 
Städteordnung vom 24. Juni 1855) oder deren Unterausſchüſſe gleich, ſofern ihnen die Auf⸗ 
gaben des Abſ. 2 übertragen ſind und ihre Zuſammenſetzung deſſen Vorſchriften genügt. 


2. § 20 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 


Gierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 14. April 1927.) 


6) Sofern es ſich um eine Maßnahme der ſozialen Fürſorge für Kriegsbeſchädigte und 
Kriegshinterbliebene oder ihnen auf Grund der Verſorgungsgeſetze Gleichſtehende handelt, 
haben bei der Entſcheidung über den Einſpruch mindeſtens zwei Vertreter der Kriegsbeſchä⸗ 
digten und Kriegshinterbliebenen mit vollem Stimmrechte mitzuwirken. In ſonſtigen Fällen 
iſt vor der Entſcheidung über den Einſpruch der nach § 18 Abſ. 2 zu bildende Beirat oder 
ein nach den gleichen Grundſätzen zuſammengeſetzter Ausſchuß desſelben zu hören; im Falle 
des Abſ. 2 Satz 4 gilt dies jedoch nur bei der Entſcheidung durch das zuſtändige Organ des 
Bezirksfürſorgeverbandes; kreisangehörige Städte mit mehr als 10 000 Einwohnern und 
ſelbſtändige Städte der Provinz Hannover haben zu dieſem Zwecke unter entſprechender An- 
wendung des § 18 Abſ. 2 und 3 einen Beirat zu bilden, dem nach den Gemeindeverfaſſungs⸗ 
geſetzen berufene ſtädtiſche Deputationen oder Ausſchüſſe (§ 18 Abſ. 4) oder deren Unter⸗ 
ah ſofern ihre Zuſammenſetzung den Vorſchriften des § 18 Abſ. 2 genügt, gleich- 

ehen. 
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RE 
$ 20 Abf. 5 erhält folgende Faſſung: 


(5) Gegen Verfügungen der ſonſtigen Landesfürſorgeverbände darüber, ob, in welcher 
Höhe und in welcher Weiſe Fürſorge zu gewähren iſt, fteht dem Fürſorgeſuchenden der Ein- 
ſpruch zu. Über den Einſpruch beſchließen endgültig der Landesdirektor (Landeshauptmann), 
in den Hohenzollernſchen Landen der Vorſitzende des Landesausſchuſſes, und zwei Mitglieder 
des Provinzial⸗ (Landes-) Ausſchuſſes. Sofern es ſich um eine Maßnahme der ſozialen Für⸗ 
ſorge für Kriegsbeſchädigte oder Kriegshinterbliebene oder ihnen auf Grund der Verſorgungs⸗ 
geſetze Gleichſtehende handelt, ſind außerdem mindeſtens zwei Vertreter der Kriegsbeſchädigten 
und Kriegshinterbliebenen mit vollem Stimmrechte zuzuziehen. Werden mehr als zwei Ver⸗ 
treter zugezogen, ſo muß die Zahl der mitwirkenden Mitglieder des Provinzialausſchuſſes 
gleich groß ſein. Vor der Entſcheidung über den Einſpruch in ſonſtigen Fällen iſt der nach 
9 18 Abſ. 2 zu bildende Beirat oder ein nach den gleichen Grundſätzen zuſammengeſetzter 
Ausſchuß desſelben zu hören. 


Artikel II. 


$ 161 Abſ. 1 des Geſetzes über die Zuständigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden 
vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. S. 237) in der Faſſung der Verordnung zur Anderung der Aus⸗ 
führungsverordnung über die Fürſorgepflicht vom 20. Juni 1924 (Geſetzſamml. S. 557) wird wie folgt 
geändert: N 


1. an die Stelle der Worte „§ 20 Abſ. 2“ treten die Worte „58 20 Abſ. 4% 
2. er erhält folgenden Zuſatz: 
in der Faſſung des Geſetzes vom 17. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 79). 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 29. März 1927. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Hirtſiefer. 


(Siegel.) 


(Nr. 13206.) Verordnung über die einheitliche Auflöſung des Fürſt zu Hohenlohe⸗Dehringenſchen zwiſchen⸗ 
ſtaatlich gebundenen Vermögens. Vom 19. März 1927. 


Die Auflöſung des Fürſt zu Hohenlohe⸗Oehringenſchen zwiſchenſtaatlich gebundenen Vermögens erfolgt 
nach Maßgabe der angeſchloſſenen Vereinbarung zwiſchen dem Freiſtaat Preußen und dem Freiſtaat Thüringen 
vom 28. Februar 1927. 


Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, nähere Beſtimmungen zur Ausführung dieſer Verordnung zu erlaſſen. 


Berlin, den 19. März 1927. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Schmidt. 


(Siegel) 
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Vereinbarung 
zwiſchen dem Freiſtaat Preußen und dem Freiſtaat Thüringen wegen einheitlicher Auf⸗ 
löſung des Fürſt zu Hohenlohe⸗Dehringenſchen zwiſchenſtaatlich gebundenen Vermögens. 


8 1. 
ie Auflöſung des Fürſt zu Hohenlohe⸗Oehringenſchen Familienfideikomm iſſes Slawentzitz-Birawa⸗Oppurg 
und = in 12 en Familienfideikommiſſes Ujeſt⸗Bitſchin erfolgt einheitlich für die in 
Thüringen und Preußen befindlichen Teile dieſer Familienfideikommiſſe durch das preußiſche Auflöſungsamt für 
Familiengüter in Breslau, und zwar ſoweit nachſtehend nichts anderes beſtimmt iſt, nach den Grundſätzen der 
preußiſchen Zwangsauflöſung. 1 
Zur Sicherung der im deutſch⸗polniſchen Grenzgebiet Oberſchleſiens und im Freiſtaat Thüringen befindlichen 
Waldungen wird in Preußen ein Waldgut, Slawentzitz⸗Aljeſt“ und ein Waldgut „Sauſenberg“ ſowie in Thüringen 
ein Schutzforſt „Oppurg“ gebildet. Die Bildung des Schutzforſtes Oppurg und feine Beaufſichtigung erfolgt in 
entſprechender Anwendung der Vorſchriften der thüringiſchen Verordnung zur Abänderung der Verordnung zur 
Ausführung des Geſetzes über die Auflöſung der Familiengüter vom 8. Juli 1924 (Geſetzſamml. für Thüringen 
Nr. 35 S. 309) § 9 Abſ. 3 bis 7, ohne daß es eines Familienbeſchluſſes bedarf. 


8 8. 


Behufs Zuſammenfaſſung der Geſamtwirtſchaft und zur Verſorgung der Familienmitglieder ſowie zur 
Sicherung der Beamten und Angeſtellten iſt von der Auflöſungsbehörde eine Stiftung aus dem Vermögen der 
im § 1 bezeichneten Familienfideikommiſſe zu errichten. Die Stiftung entſteht mit der Rechtskraft des ihre Bildung 
ausſprechenden, von dem Preußiſchen und dem Thüringiſchen Juſtizminiſter genehmigten Beſchluſſes der Auf- 
löfungsbehörde und unterſteht deren Aufſicht. Satzungsänderungen der Stiftung und die Aufhebung bedürfen 
der Genehmigung des Preußiſchen und des Thüringiſchen Juſtizminiſters. 


8 4. 


Beſtandteile des Vermögens der im § 1 bezeichneten Familienfideikommiſſe, die nicht in die Stiftung ein⸗ 
bezogen werden, gehören zum freien Vermögen des jetzigen Fideikommißbeſitzers. b 


8 5. 
Die zur Abwicklung der Auflöſung erforderlichen Eintragungen in öffentliche Bücher und Regiſter des Frei⸗ 
ſtaats Thüringen erfolgen durch Vermittlung des Thüringiſchen Juſtizminiſteriums. 


$ 6. 


An den Auflöfungs- und Aufſichtsgebühren wird der Freiſtaat Thüringen nach dem Verhältnis der Größen 
der in den beiden Staaten befindlichen Stiftungsgrundſtücke beteiligt. Die Feſtſtellung der Beteiligungsziffer 
erfolgt durch Vereinbarung zwiſchen dem Preußſſchen und dem Thüringiſchen Juſtizminiſterium. 


Berlin, den 28. Februar 1927. 


Im Namen der Preußiſchen Staatsregierung auf Grund der vom Preußiſchen Staatsminiſterium unter 
dem 22. Februar 1927 erteilten Vollmacht 
Dr. jur. Ernſt Kübler, 
Wirklicher Geheimer Oberjuſtizrat, 
Miniſterialdirektor i. R. 
Präſident des Landesamts für Familiengüter. 


Im Namen der Thüringiſchen Staatsregierung auf Grund der vom Thüringiſchen Staatsminiſterium unter 
dem 25. Februar 1927 erteilten Vollmacht 


Dr. Hermann Münzel, 
bevollmächtigter Miniſter, ſtellvertretender thüringiſcher Bevollmächtigter zum Reichsrat. 
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(Nr. 13207.) Verordnung über die gejehliche Miete. Vom 26. März 1927. 


Auf Grund der §§ 11 und 22 des Reichsmietengeſetzes, der 88 2, 3 und 8 des Geſetzes über den Geld» 
entwertungsausgleich bei bebauten Grundſtücken vom 1. Juni 1926 (Reichsgeſetzbl. I S. 251), der 
Verordnung über Feſtſetzung einer Mindeſthöhe der geſetzlichen Miete vom 11. März 1927 (Reiche, 
geſetzbl. 1 S. 72) ſowie der Verordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt über die Mietzinsbildung in 
Preußen vom 17. April 1924 (Geſetzſamml. S. 474) wird nach Anhörung der im Ständigen Ausſchuſſe 
für Mietzinsbildung vertretenen Mieter und Vermieter für alle Gemeinden, für die keine andere Regelung ger 
troffen wird, über die Berechnung der geſetzlichen Miete folgendes verordnet: 
Die geſetzliche Miete beträgt vom 1. April 1927 ab 110 vom Hundert und vom 1. Of 
tober 1927 ab 120 vom Hundert der reinen Friedensmiete (58 2 und 3 der Verordnung des 
Miniſters für Volkswohlfahrt über die Mietzinsbildung in Preußen vom 17. April 1924). 


Von den 110 vom Hundert beziehungsweiſe 120 vom Hundert der reinen Friedensmiete 


ſind für die Koſten für laufende Inſtandſetzungsarbeiten 17 vom Hundert in Anſatz gebracht. 


Im übrigen behält die Verordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt vom 25. Juni 1924 
(Geſetzſamml. S. 570) Gültigkeit. 


Berlin, den 26. März 1927. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
zugleich für den Miniſter für Volkswohlfahrt: 
Braun. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13208.) Verordnung über ein Schiedsverfahren vor dem Mieteinigungsamte. Vom 28. März 1927. 


Auf Grund des § 52a des Geſetzes über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter vom 30. Juni 1926 


folgendes angeordnet: 


Reichsgeſetzbl. I S. 347) in der Faſſung des Geſetzes vom 17. März 1927 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 71) er 


8 1. 
Einer Klage, mit der die Herausgabe eines nach den SS 3 und 6 der Verordnung über die Lockerung 
der Wohnungszwangswirtſchaft vom 11. November 1926 (Gefegfamml. S. 300) von den Vorſchriften des 


erſten Abſchnitts des Geſetzes über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter ausgenommenen Geſchäftsraums 


verlangt wird, hat ein Schiedsverfahren vor dem Mieteinigungsamte vorauszugehen. 


8.2. 
(1) Ein Termin zur mündlichen Verhandlung über die Räumungsklage darf erſt beſtimmt werden, wenn 


der Vermieter eine Beſcheinigung des Mieteinigungsamts darüber beibringt, daß in einem Termin, in dem 


der Vermieter oder ein von ihm zum Vergleichsabſchluß ermächtigter Vertreter erſchienen war, ein gütlicher 


Ausgleich zwiſchen den Parteien erfolglos verſucht oder daß der Mieter in dem Termin ausgeblieben iſt. 
(2) Ein bei dem Prozeßgericht angebrachter Güteantrag iſt an das Mieteinigungsamt zu verweiſen. 


(3) Die Entſcheidung auf eine vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung erhobene Räumungsklage iſt 


bis zur Erledigung des Schiedsverfahrens auszuſetzen. 


$ 3. 
Ein Schiedsverfahren kann auch von dem Mieter beantragt werden, der eine Räumungsklage befürchtet. 
8 4. 


(1) Das Schiedsverfahren iſt gebührenfrei. Die Erſtattung von Auslagen kann nicht gefordert werden. 
(2) Auf das Schiedsverfahren finden im übrigen die Vorſchriften für das Verfahren vor dem Miet- 


einigungsamt Anwendung, ſoweit ſich nicht aus dem Weſen des Schiedsverfahrens, insbeſondere daraus, daß 


eine Entſcheidung nicht zu treffen iſt, etwas anderes ergibt. 
§ 5. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem achten Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 28. März 1927. 
Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 
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